
1

n

antifaschistisches pressearchiv 
und bildungszentrum berlin e.v. 
(apabiz) 

lausitzerstr. 10 | 10999 berlin

geöffnet do von 15 bis 19 uhr 
und nach absprache

fon | fax: 0 30 . 6 11 62 49

mail@apabiz.de
www.apabiz.de

konto-nummer: 332 08 00
blz: 100 205 00
bank für sozialwirtschaft

monitor ist nicht im abo erhält-
lich, aber fördermitglieder be-
kommen  ihn zugeschickt. mehr 
infos dazu gibt es auf der rück-
seite.

monitor - rundbrief des apabiz e.v. | 
v.i.s.d.p.: apabiz e.v. | dank an unsere 
fördermitglieder, die mit ihrem beitrag 
die finanzierung unterstützen | erschei-
nungsweise: alle zwei monate
fotos: alle rechte liegen bei den 
fotograf_innen

Acht Tote in Oslo, 69 auf Utøya. Das ist die 
blutige Bilanz des Anschlags von Anders 

Breivik vom 22. Juli in Norwegen. Recht schnell 
war klar – peinlich für so manches Medium! –, 
dass hier keine »Islamisten« getötet hatten, son-
dern ein stramm Rechter. Breivik war von 1999 bis 
2006 Mitglied der rechten Fremskrittspartiet. 
Woher speisen sich seine Ideen? Und wie wurde 
die Tat in den deutschen Leitmedien eingeord-
net?

Pamphlet gegen »Kulturmarxismus«

Trotz Parteiaustritt teilt Breivik weiterhin die 
antimuslimischen Rassismen der Fremskrittspar-
tiet. Kurz vor der Tat verschickte er einen etwa 
1500 Seiten umfassenden Text mit dem Titel 
»2083: A European Declaration of Independence« 
an verschiedene Medien und (extrem) rechte 
Organisationen. Aus dieser Schrift gehen seine 

politischen (Selbst-)Verortungen hervor. Neben 
antimuslimischem Rassismus, der sich in der apo-
kalyptischen Vorstellung einer »Islamisierung 
Europas« äußert, ist die Abwehr des »kulturellen 
Marxismus« ein zentrales Motiv. Unter dem 
Begriff wird subsumiert, was aus dem ideologi-
schen Repertoire der deutschen extremen Rech-
ten bekannt ist: Beklagt wird der Verfall der tra-
ditionellen Familie, eine schleichende Auflösung 
der Geschlecherdichotomie, Dekadenz, das Ver-
schwinden gesellschaftlicher kultureller und reli-
giöser Ordnungsmuster und angestammter 
Gemeinschaft. Als Akteur_innen dieser ›schlei-
chenden Revolution‹ identifiziert Breivik ›Multi-
kulturalisten‹: »Wenn ich von Kulturmarxisten 
schreibe, dann meine ich in erster Linie Individu-
en, die den Multikulturalismus unterstützen, 
Sozialisten, Kollektivisten, ›politisch Korrekte‹, 
Feministinnen, schwule und Behindertenaktivis-
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ten, Tierrechtler und Naturschützer.« 
(S. 373) Diese »kulturellen Marxis-
ten« würden heute alle öffentlichen 
Institutionen in West-Europa und den 
Vereinigten Staaten kontrollieren. 
Die Jugendorganisation der Sozialde-
mokratie, die wie die Mutterpartei 
zum kulturellen Marxismus gerechnet 
wird, wird in einem Atemzug mit 
Antifa-Aktivist_innen genannt. Bei-
de gelten ihm als »staatlich finan-
zierte Lynchmobs« (S. 620).

Ein Schlüssel dieses »neuen Tota-
litarismus« sei der Feminismus, er sei 
eines der wichtigsten Instrumente 
des »kulturellen Marxismus«. Durch 
ihn werde eine Kultur der »political 
correctness« durchgesetzt. Über den 
»Multikulturalismus« werde die »mus-
limische Kolonialisierung Europas« 
erreicht.

Der »Islamismus« ist für Breivik 
das zweite starke Instrument. So wie 
der Feminismus wahlweise die Auflö-
sung der Geschlecherdifferenz oder 
das Matriarchat anstrebe, verfolge 
auch der »Islamismus« eigene Ziele – 
etwa die weltweite Einführung der 
Sharia. Dabei unterscheidet Breivik 
nicht zwischen moderaten und fun-
damentalistischen Muslimen und 
Muslima. Das Grundübel bleibt für 
Breivik aber der »Kulturmarxismus«. 
Er rät explizit davon ab, Muslime und 
Muslima direkt anzugreifen, dies sei 
»ein sicherer Weg, unserer Sache zu 
schaden« (S. 1253).

Tod für 400.000 »Verräter«

Für den Kampf gegen die »kultur-
marxistischen« Eliten hat Breivik 
einen genauen Plan. Er unterteilt 
»Kulturmarxisten« in »Kategorie A, B 
und C Verräter«, wobei unter die 
Kategorie A Eliten aus Parteien, NGOs, 
Medien, Industrie und Kultur fallen, 
unter Kategorie B alle »kulturmarxis-
tischen« Politiker_innen, Jornalist_
innen, Schriftsteller_innen, Wissen-
schaftler_innen sowie »führende 
Antifa-Aktivisten«. »Unwesentliche 
Mitglieder« hingegen gehören zu 
»Kategorie C Verräter«. Während 
»Kategorie A und B Verräter«, das 
sind nach Breivik etwa 400.000 Men-
schen in West-Europa, exekutiert 
werden müssen, können »Kategorie C 
Verräter« auf Inhaftierung und Umer-
ziehung hoffen. (Vgl. S. 931f.) Zeit-

lich teilt Breivik den Kampf in drei 
Phasen ein, 2070 wird Phase drei ein-
treten, in der seine »Todesurteile« 
vollstreckt und zudem alle Muslime 
und Muslima aus Europa deportiert 
werden.

Kampf für Meinungsfreiheit

Breivik selbst verortet sich auf der 
Seite des Rationalismus und der Ver-
teidigung der Meinungsfreiheit. Er 
proklamiert das Recht, »alle politi-
schen und religiösen Doktrinen« kri-
tisieren zu können (S. 707). Der poli-
tische Liberalismus gehört nicht zu 
Breiviks Feinden. Problematisch werde 
der politische Liberalismus erst dann, 
wenn seine Werte ›ideologisiert‹ wer-
den und traditionelle Ordnungssyste-
me in Frage stellen (vgl. S. 1169). 
Entgegen der deutschen völkischen 
Rechten verteidigt Breivik den Indivi-
dualismus. Aber auch Individualist_
innen, so meint Breivik, »sollten sich 
als Teil etwas Größerem und Andau-
erndem begreifen, sonst wird die 
Gesellschaft sich nicht verteidigen 
können« (S. 706).

Nation, Kultur, Europa, 
Christenheit

Breivik verortet sich selbst als 
Nationalist (S. 1233), er betont die 
Notwendigkeit nationaler Souveräni-
tät (S. 707) und befürwortet paneu-
ropäische Ideen (S. 1233) bei gleich-
zeitiger Forderung nach »kultureller 
Einheit« (»monoculturalism«). Seine 
christlichen Bezüge sind weniger 
fundamentalistisch-religiösen Dog-
men zuzurechen als dem Wunsch 
nach kultureller Einheit: »Christen-
tum ist Identität, Moral, Gesetz und 
Kodex, welche die großartigste Zivili-
sation hervorgebracht haben« (S. 
1339).

Für Israel, für 
Verschwörungsdenken 

Auch wenn Breivik den politi-
schen Zionismus als Abwehrbewegung 
gegen den Islam deutet und darum 
eine pro-z ionist i sche Haltung 
annimmt, bleiben antisemitische 
Wendungen nicht aus. Die bei deut-
schen extrem Rechten so beliebte 
Phrase der »Holocaustreligion« findet 
sich auch bei Breivik wieder (S. 735). 
Die Annahme einer jüdischen Welt-

verschwörung fehlt bei Breivik, 
gleichzeitig bemüht er vielerlei Ver-
schwörungskonstruktionen. An die 
Stelle der Juden und Jüdinnen tritt 
hier erneut der »kulturelle Marxis-
mus«, der lenkt, indoktriniert, zer-
stört, infiltriert. Aber Breivik sagt im 
Selbstinterview auch, dass Juden und 
Jüdinnen die multikulturalistische 
Politik traditionell gestärkt hätten: 
»Die Juden zählen seit dem zweiten 
Weltkrieg zu den Unterstützern von 
EU-Eurabien und des europäischen 
Multikulturalismus. Die meisten 
Juden unterstützen das ›politisch 
korrekte‹ Establishment weil es ihren 
Interessen entspricht.« (S. 1370)

Patchwork

Breivik in die Spektren der extre-
men Rechten einzuordnen ist nicht 
leicht – und vielleicht gar nicht mög-
lich. Er ist kein Neonazi. Der Platz 
des Feindes wird anders besetzt. 
Zudem verbieten sich für Neonazis 
Positivbezüge auf Individualismus 
und politischen Liberalismus. In sei-
nem Glauben an die Tat des Einzel-
nen scheint er eher den jungkonser-
vativen Spektren nah zu sein, die 
sich in Deutschland um die Publikati-
onsprojekte Sezession und Junge 
Freiheit gruppieren. Diese, mitunter 
als »Neue Rechte« bezeichneten 
Zusammenhänge zeichnen sich aus 
durch eine vehemente Abwehr der 
»political correctness«, der »Deka-
denz«, des Marxismus und des Femi-
nismus. Bezüge auf das »christliche 
Abendland« sind nicht selten und 
auch das Propagieren des »Kultur-
kampfes« lässt Nähen zu Breiviks 
Ideologie erkennen. Der antiislami-
sche Rassismus Breiviks wiederum 
weist auf das Spektrum antimuslimi-
scher Blogger-Szenen und sogenann-
ter »rechtspopulistischer« Parteien.

Auch auf strategischer Ebene ent-
zieht sich Breivik der Einordnung. Er 
vereint die Vernichtungsideologie des 
Nazismus auf äußerst zynische Weise 
mit der Strategie der jungkonservati-
ven Diskursintervention. So diente 
ihm die Tötung von 77 Menschen als 
Werbeaktion für sein 1500-Seiten-
Pamphlet. 

Breivik gibt in seinem Text einen 
Überblick über nationalistische und 
rassistische Parteien und Organisatio-

1
Die folgenden Ausfüh-
rungen sind Resultate 
einer Diskursanalyse, 

die die Reaktionen 
auf die Anschläge in 

Norwegen von taz, 
FAZ und Süddeutscher 

Zeitung im Zeitraum 
vom 23. Juli bis zum 

8. August untersucht. 
Unter Berücksichtigung 
aller Artikel zum Thema 
dieser drei Tageszeitun-
gen (die das hegemoni-

ale Meinungsspektrum 
abdecken), wurde die 

diskursive Ereignispro-
duktion nachvollzogen 
und die zentralen Aus-

sagen in verschiedenen 
Themenfeldern konnten 
festgestellt werden. Die 

vollständige Analyse 
wird neben anderen 

Analysen zum Thema im 
Dezember in der Edition 
DISS beim Unrast Verlag 

erscheinen.
2

 Vgl. bspw.: Hefty, G.P.: 
Keine Erklärung, in: 

FAZ, 25. Juli 2011, Nr. 
170, S. 1, Gelernter, 

D.: Nicht rechts, nicht 
links, nur böse, in: 

FAZ, 29. Juli 2011, Nr. 
174, S. 31, Müller, R.: 
Wachsamkeit, in: FAZ, 

26. Juli 2011, Nr. 171, 
S. 1. Vereinzelt wird 
diesen Pathologisie-

rungen widersprochen. 
Vgl.: Schulz, S.: Die 

ungestellten Fragen von 
Oslo, in: FAZ, 4. August 

2011, Nr. 179, S. 29.
3

 Vgl.: O.A: Attentäter 
tötet aus Hass auf 

Muslime und Linke, in: 
SZ, 25. Juli 2011, Nr. 

169, S. 1 und Leyende-
cker, H. / Richter, N.: 

Psycho, in: SZ, 25. Juli 
2011, Nr. 169, S. 3 und 

Steinfeld, T.: Mission 
Massenmord, in: SZ, 25. 

Juli 2011, Nr. 169, S. 
4 und Herrmann, G. / 

Leyendecker, H. /Rich-
ter, N.: Wer bist du? In: 

SZ, 26. Juli 2011, Nr. 
170, S. 3.

4
 Vgl.: Prantl, H.: Getrie-
ben vom Eifer, besessen 

vom Wahn, in: SZ, 27. 
Juli 2011, Nr. 171, S. 2.
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Vgl.: Carstens, P.: Im 
Netz des Rechtsextre-
mismus, in: FAZ, 26. 

Juli, Nr. 171, S. 3, 
Croitoru, J.: Der Terror-
schüler aus Norwegen, 

in: FAZ, 26. Juli, Nr. 
171, S. 27, Leyende-
cker, H. / Richter, N.: 

Psycho, in: SZ, 25. Juli 
2011, Nr. 169, S. 3.

6
Vgl. bspw.: Hefty, G.P.: 

Keine Erklärung, in: 
FAZ, 25. Juli 2011, Nr. 
170, S. 1, Hefty, G.P.:
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nen, quasi als Werbelinks für die 
Leser_innen. Dieser Überblick enthält 
»mehrere rechte Gruppen, von gemä-
ßigten bis hin zu sehr extremen« (S. 
1243). Im Breiviks Kampf scheinen 
viele Verbündete denkbar.

Reaktionen in Deutschlands 
Presselandschaft

In Deutschlands Mainstream-Me-
dienlandschaft wurde unmittelbar 
nach der Tat über einen »islamisti-
schen« Hintergrund spekuliert. Es 
kamen »Experten« zu Wort, die Ähn-
lichkeiten zu anderen »islamisti-
schen« Anschlägen debattierten. Was 
dieser Reflex, Terrorismus mit dem 
Islam zu verknüpfen mit dem Welt-
bild Breiviks zu tun hat, diese Frage 
stellten sich nur wenige Journalist_
innen, als bekannt wurde, dass der 
Täter kein »Islamist«, sondern anti-
muslimischer Rassist und Rechter 
war.1

Während die FAZ die Anschläge 
als nicht zu erklärendes Phänomen 
charakterisiert, die Motive Breiviks in 
die Sphäre des Pathologischen ver-
schiebt und damit eine Entpolitisie-
rung der Ereignisse vornimmt2, chan-
giert die Süddeutsche Zeitung (SZ) 
zwischen einer politischen Bestim-
mung der Taten und Pathologisierun-
gen.3  Mal ist Breivik Irrer, mal politi-
scher Attentäter, mal Amokläufer, 
mal Terrorist. Die taz weist Pathologi-
sierungen des Täters zurück, seine 
Weltanschauung sei das treibende 
Motiv hinter seinen Anschlägen 
gewesen.

Breiviks Frontstellung gegen den 
»Kulturmarxismus« findet in der 
hegemonialen Presseberichterstat-
tung so gut wie keinen Platz. Die Tat 
wird hingegen gedeutet als Angriff 
auf die »Mitte«. Dass Breivik die nor-
wegische Sozialdemokratie als »kul-
turmarxistisch« ansah, übersehen die 
Journalist_innen.

Entsprechend deutscher Extre-
mismuskonstruktionen werden die 
Anschläge in Norwegen oftmals in die 
Geschichte des politischen Mordes 
allgemein eingereiht.4 Häufig finden 
sich Parallelisierungen zu »islamisti-
schem« Terrorismus.5 Häufig wird 
auch die RAF als Parallele genannt 
und so en passant eine Gefahr durch 

»Linksextremismus« 
suggeriert6. Eine Einord-
nung der Tat in die 
Geschichte rechter Mor-
de und Anschläge findet 
selten statt. Hinweise 
auf Gemeinsamkeiten 
mit den Anschlägen von 
Oklahoma, Bologna und 
München bleiben margi-
nal. Stattdessen wird 
Breivik in der FAZ als »Antiislamist« 
gekennzeichnet.7 Dies suggeriert, der 
»Islamismus« gehe dem »Antiislamis-
mus« voraus und bedinge ihn, letzte-
rer sei eine Reaktion auf »islamisti-
schen Terrorismus«. Eine explizite 
Auseinandersetzung mit rechten 
Weltbildern und rechtem »Terroris-
mus« scheint der FAZ demnach weder 
sinnvoll noch notwendig.

In der SZ wird auf rechte Morde 
in Deutschland referiert, auf die 
Brandanschläge in Hoyerswerda, 
Mölln, Solingen und anderen Städ-
ten, aber dieser Vergleich hinkt. Zwar 
wird die rechte Motivation begriffen, 
allerdings nicht die Zielrichtung. Bei 
den Anschlägen in Norwegen wurden 
nicht Migrant_innen als Migrant_
innen getroffen, sondern es handelte 
sich um einen rechten Angriff auf die 
Linke. 

Schweigen zu Sarrazin

Während – wie nicht anders zu 
erwarten – die FAZ sicherheitspoliti-
sche Lehren aus dem Anschlag zieht, 
nach dem starken Staat ruft, die 
»Freiheit« des Internets und ein Ver-
sagen der Polizei mitverantwortlich 
erklärt, werden in liberaleren Zeitun-
gen durchaus rassistische Diskurse 
als Ursachen für Breiviks Weltanschau-
ungen genannt. Rassistisch sind 
allerdings immer die anderen8, in 
diesem Fall der »Rechtspopulismus«. 
Von der rassistisch geführten Sarra-
zin- und Integrationsdebatte scheint 
– außer in der taz – keine Rede zu 
sein. Entsprechend dieser unter-
schiedlichen Vorannahmen werden 
verschiedene Lehren aus den norwe-
gischen Anschlägen gezogen und 
empfohlen. 

Die FAZ setzt auf Sicherheitspoli-
tik und auf »Vernunft«.9 »Vernunft« 
helfe gegen Wahnsinn und somit 
gegen Terrorismus, Überwachung des 

Internets durch Geheimdienste und 
denen zuarbeitende Bürger_innen 
und bessere Polizeiapparate gegen 
»Einzeltäter«.10 In der SZ wird gefor-
dert, sich mehr mit »Rechtspopulis-
mus« und »Islamkritik« in der extre-
men Rechten auseinanderzusetzen. 
Die taz lehnt sicherheitspolitische 
Maßnahmen im Gros ab, fordert aber 
auch eine geheimdienstliche Beob-
achtung der »islamkritischen« Sze-
ne.11 Die als notwendig erachtete 
Auseinandersetzung mit gesellschaft-
lichem Rassismus dürfe allerdings 
nicht zu einer Einschränkung der 
Meinungsfreiheit führen. Vermittelt 
wird hier eine Dichotomie zwischen 
Meinungsfreiheit und der Abwehr von 
Rassismus.12 Meinungsfreiheit wird 
implizit als die Freiheit derer gekenn-
zeichnet, die sich als »islamkritisch« 
verstehen und nicht als die Freiheit 
und Partizipationsmöglichkeit derer, 
über die gesprochen wird. Erfreulich 
in diesem Zusammenhang ist ein 
Artikel von Mely Kiyak, die die Pers-
pektive derer fokussiert, die »wahl-
weise als islamistisch, fundamentalis-
tisch, rückständig, besonders krimi-
nell, besonders ungebildet, besonders 
gebährfreudig, besonders bedrohlich, 
besonders zerstörerisch für Wirt-
schaft, Fortschritt oder Demokratie« 
charakterisiert werden.  Sie beschreibt 
die Einengung der gesellschaftlichen 
Handlungsspielräume durch diese 
Zuschreibungen und das Desinteresse 
daran, diese Perspektiven in der 
weiß-dominierten Öffentlichkeit zu 
thematisieren.

Regina Wamper

 Graffiti von Neonazis in Hamm, 
das sich auf die Anschläge in 

Norwegen bezieht
| (c) antifaschistisches jugendbbündnis hamm 

www.haekelclub590.de

Soziale Kontrolle, in: 
FAZ, 28. Juli 2011, 
Leyendecker, H.: Die 
Signatur des Bösen, in: 
SZ, 29. Juli 2011, Nr. 
173, S. 4. Aufschluss-
reich in diesem Zusam-
menhang ist auch der 
Verweis von Bundesin-
nenminister Hans-Peter 
Friedrich im Anschluss 
an die Anschläge in 
Norwegen auf »natio-
nale Autonome«, »die 
sich nach dem Beispiel 
der Linksautonomen 
formieren« würden. 
Friedrichs Verweis, von 
der FAZ aufgegriffen, 
versucht den Fokus 
von der Beschäftigung 
mit rassistischen und 
rechten Weltbildern 
auf die mit »Extremis-
mus« zu lenken. Eine 
Wesensverwandtschaft 
zwischen Linken und 
Rechten wird so ver-
mittelt, statt Rassismus 
und Antimarxismus 
als auch Probleme des 
politischen Mainstreams 
zu diskutieren. (Balzter, 
S. / Schmidt, F. (lzt./
frs.): Norwegen leistet 
sich mehr Polizisten, 
in: FAZ, 28. Juli 2011, 
Nr. 173, S. 2).
6
Vgl.: Hannemann, M.: 
Mein kleines Land gibt 
es nicht mehr, in: FAZ, 
25. Juli 2011, Nr. 170, 
S. 25.
7
Eine Ausnahme ist hier 
ein Kommentar, in dem 
ein NPD-Verbot ein 
»falsches Beruhigungs-
mittel« genannt wird. 
»Bevor die bürgerliche 
Mitte nach allen mög-
lichen Verboten ruft, 
sollte sie sich die eige-
ne Fremdenfeindlichkeit 
verbieten […]«. (Pra: 
Der Ausschaltknopf 
gegen Islamhass, in: 
SZ, 29. Juli 2011, Nr. 
173, S. 4).
8
Hefty, G.P.: Keine Erklä-
rung, in: FAZ, 25. Juli 
2011, Nr. 170, S. 1
9
Vgl.: Hefty, G.P:: Keine 
Erklärung, in: FAZ, 25. 
Juli 2011, Nr. 170, S. 1, 
Müller, R.: Wachsam-
keit, in: FAZ, 26. Juli 
2011, Nr. 171, S. 1.
10
Rath, C.: »Nicht 
einheitlich verfassungs-
widrig«, in: taz, 27. 
Juli 2011, S. 2.
11
Vgl. bspw. Stein, H.: 
»Muslime als Orks: Das 
ist nicht intelligent«, 
in: taz, 29. Juli 2011, 
S. 3.
12
Kiyak, M.: Wer will das 
wissen? In: taz, 2. 
August 2011, S. 14.
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Eine Woche nach 
den Angriffen 

demonstrierten am 
29. September 

1991 4.000 Men-
schen in Hoyers-

werda. | (c) Umbruch 
Bildarchiv

1
Zit. n. Heike Kleff-

ner: Reise in die 
Gegenwart. In: 

Tagesspiegel v. 15. 
September 2011, 

S.3. 
2

Vgl. Uwe Schulz: 
Demonstratives 

Gedenken in Hoyers-
werda. In: Lausitzer 

Rundschau v. 19. 
September 2011.

3
Vgl. Detlef Pollack: 
Die ausländerfeind-

lichen Ausschreitun-
gen im September 

1991 in Hoyerswer-
da. In: Berliner 

Debatte Initial 16 
(2005) 3, S.15-32.

4
Rena Lehmann: 

Hoyerswerda erin-
nert sich nur 

ungern. In: Rhein-
Zeitung v. 21. Sep-

tember 2011.
5

Die Initiative 
bestand aus dem 

Referat Neonazismus 
und Strukturen/

Ideologien der 
Ungleichwertigkeit 

der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, auto-
focus videowerkstatt 

e.V., dem apabiz, 
dem Verein Argu-

mente e.V., unter-
stützt von der Stif-

tung do.

»...Hoyerswerda schon vergessen!?«
Streit um angemessenes Erinnern

Im September 2011 erinnerten antifaschistische Initiativen, vertriebene ehemalige Hoyerswerdaer und die 
Stadt Hoyerswerda auf jeweils ihre Art an die pogromartigen Angriffe auf Migrant_innen vor genau 20 Jahren 
in der sächsischen Kleinstadt. Um eine »differenziertere Darstellung« der Ereignisse wird durch die Stadt 
und ihre Bewohner_innen gebeten, die Fortschritte in Hoyerswerda hin zu einer »Willkommensgesellschaft« 
werden herausgestellt. Doch der zweite Blick macht deutlich, dass mit Imagekampagnen der Rassismus nicht 
überwunden werden kann.

Eine ganze Reihe von Veranstal-
tungen hatte die Stadt organisiert, 
um sich, wie CDU-Bürgermeister Ste-
fan Skora sagte, der Erinnerung zu 
stellen. Die wichtigsten: eine Aus-
stellung über die Tage im November 
1991 und eine Gedenkveranstaltung 
am 17. November. »Alle haben die 
Bilder von damals in den Köpfen«, so 
Skora, als nach einer Woche rassisti-
scher Angriffe Hoyerswerda die »ers-
te ausländerfreie Stadt« geworden 
war. »Diese Vergangenheit müssen 
wir akzeptieren. Aber wir wollen die 
Bilder durch andere ersetzen.«1

Die anderen Vertriebenen

Eine »Willkommensgesellschaft« 
solle in Hoyerswerda Gesicht anneh-
men, dafür wurde am 17. November 
auch der eigens in die Stadt geholte 

»Tag der Heimat« bemüht. Schließ-
lich könnten die im Bund der Vertrie-
benen zusammengeschlossenen Deut-
schen besser als andere von der 
erfolgreichen Integration erzählen. 
Sachsens Innenminister Markus Ulbig 
warb laut Presse dafür, »dass die Ver-
triebenen ein Teil der Willkommens-
kultur sein mögen, die Sachsen ab 
2014 qualifizierten ausländischen 
Zuwanderern bieten will.«2 Diese 
revanchierten sich mit der Teilnahme 
an dem demonstrativen Gedenken 
auf dem Lausitzer Platz; eingeborene 
Hoyerswerdaer Bürger_innen waren 
hier kaum zu sehen. 

Das Bemühen der Stadt und ihres 
Bürgermeisters ist offensichtlich, die 
Gemeinde als eine ganz durchschnitt-
liche Kleinstadt darzustellen; ausge-
stattet mit den sozialen Problemen, 

die von De-Industrialisierung betrof-
fene Kommunen eben haben. In die-
se Erzählung von Normalität passt es, 
die »ausländerfeindlichen Ausschrei-
tungen« vom September 1991 auch 
als eine »Form des Aufbegehrens« zu 
interpretieren, als einen gleichwohl 
irregeleiteten, aber verständlichen 
sozialen Protest.3

Wer darf sich erinnern?

Die von der Stadt bestellte Aus-
stellung zeigt in einer mäßig fre-
quentierten »Orange Box« auf grüner 
Wiese Polizeiberichte und Pressearti-
kel von damals, um die Geschichte 
nachzuzeichnen. Auf Berichte von 
Betroffenen wurde verzichtet; ebenso 
auf jeglichen Versuch, die teilweise 
eklatant falschen Darstellungen der 
notorisch überforderten Polizei rich-
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tig zu stellen, zu kommentieren oder 
aus anderem Blickwinkel zu ergän-
zen. »Es sieht aus, als sei hier in gro-
ßer Eile zusammengezimmert worden, 
was man auftreiben konnte«, lautet 
das vernichtende Urteil einer Journa-
listin.4 Die Stadt gelobt Nachbesse-
rungen, es sei nur ein Anfang. Ob die 
ursprünglich beauftragte Dresdener 
Historikerin Henriette Kunz auch 
wegen inhaltlicher Differenzen kurz 
vor der Fertigstellung den Auftrag 
niederlegte, darüber schweigen sich 
alle Beteiligten aus. 

Die Rückschau beeindruckt daher 
vor allem durch das, was sie nicht 
zeigt: Eine eigene selbstkritische 
Erzählung durch die heutigen Ein-
wohner_innen der Stadt über dieses 
Kapitel fehlt. Und es fehlt die Erzäh-
lung der damals Angegriffenen und 
danach Vertriebenen. Dieses Nicht-
Erzählen passt zu den Erfahrungen 
der jungen, antirassistisch engagier-
ten Hoyerswerdaer_innen, die glei-
ches aus ihren Familien und Schulen 
berichten. 

Die Initiative »Pogrom 1991« 
bemüht sich, die Auseinandersetzung 
über das Gedenken vorwärts zu trei-
ben. Sie hat es geschafft, dass inzwi-
schen über die Errichtung eines 
Denkmals von Seiten der Stadt 
zumindest nachgedacht wird. Den 
Aktiven geht es darum, die öffentli-
che Erinnerung und den Begriff »Pog-
rom« miteinander zu verknüpfen. Ihr 
Stadtspaziergang am Jahrestag wurde 
nur von rund 200 Menschen besucht, 
eine Gedenkminute mit der symboli-
schen Errichtung einer Gedenkstele 
durften einheimische Neonazis durch 
Gegröle und das Zeigen des Hitler-
Grußes stören, die Polizei ließ sie 
gewähren.

»Hoyerswerda revisited«

Eine andere Initiative aus Berlin 
lud zum 20. Jahrestag drei Zeitzeu-
gen ein, um von ihren damaligen 
Erlebnissen während der Nachwende-
zeit zu hören und einen Raum für 
Erinnerungen und Reflektionen zu 
bieten.5 Auf einer von ca. 250 Men-
schen besuchten Veranstaltung 
berichteten Manuel N. (Maputo/
Mosambik), Emmanuel G. (Ghana) 
und Emmanuel A. (Deutschland) über 
ihre Erlebnisse. Esin E. sprach über 

ihre politischen Erfahrungen als Mig-
rantin in den frühen 1990er-Jahren 
und Toni Schmidt stellte die Forde-
rungen der Gruppe »Pogrom 1991« 
vor. Zu den Erfahrungen aus 1991 
und der Zeit nach der Vertreibung aus 
Hoyerswerda kam auch ein Erlebnis 
vom vorherigen Wochenende. 20 Jah-
re nach den Angriffen kehrten Manu-
el N. und Emmanuel A. anlässlich des 
Jahrestages des Pogroms in die Stadt 
zurück, die ihr Leben entscheidend 
verändert hat. Bei dem Besuch in 
ihrer ehemaligen »Heimatstadt« wag-
ten sie auch einen kurzen Abstecher 
zu dem früheren Wohnheim. Dabei 
wurden sie von dortigen Bewohner_
innen rassistisch beschimpft und 
beleidigt, so dass die Polizei eingrei-
fen musste. Ein sowohl der Stadt als 
auch der Polizei vorher angekündig-
tes Kamerainterview konnte somit 
nur unter Schutz und begleitet von 
Pöbeleien stattfinden.

»Es war hart«, sagte Manuel über 
dieses Erlebnis. »Es ist das Gleiche 
passiert wie vor 20 Jahren.« Bei die-
sem Besuch wie bei den anderen 
Ereignissen rund um das Gedenken in 
Hoyerswerda wurde deutlich, dass es 
mehrere Bilder des neuen Hoyerswer-
da gibt. Es existiert das in der Aus-
stellung als Image vermarktete Bild 
des glücklichen, weltoffenen Hoyers-
werda, von dem die Stadtverwaltung 
so gerne spricht. Zu dem der hasser-
füllte, heimische Rassismus so wenig 
passen will, den der Bürgermeister 
gerne ausblenden würde. Stefan Sko-
ra unterstellte in einem Radiointer-
view, die rassistischen Reaktionen 
vor dem ehemaligen Wohnheim seien 
»bewusst provoziert« worden und die 
Teilnehmenden des Stadtspaziergangs 
»kamen aus Berlin« und hätten »die 
Bürgerinnen und Bürger der Stadt« 
beleidigt.6

Ausblick

Hoyerswerda möchte das Menete-
kel des Pogroms von 1991, als das es 
auch heute noch international gese-
hen wird, gerne loswerden. Das ist 
ein verständliches aber vermutlich 
hoffnungsloses Ansinnen. Die Kriteri-
en, wer in welcher Form richtig erin-
nert, selber bestimmen zu wollen 
oder der ignorante Ausschluss 

bestimmter Erinnerungen oder sogar 
deren Diffamierung spricht nicht für 
einen selbstbewussten Umgang mit 
diesem Teil der Stadtgeschichte. Dass 
Vertreter_innen der weißen deut-
schen Mehrheitsgesellschaft auch 
heute noch beleidigt daran festhal-
ten, gefälligst selber die Geschichte 
der Untaten ihrer Mitglieder schrei-
ben zu wollen, das wird auch in den 

kommenden Monaten und Jahren, in 
denen sich vergleichbare Ereignisse 
jähren, ein wiederkehrendes Ärgernis 
sein. Es wird an den anderen, anti-
rassistischen Initiativen hängen blei-
ben, ob diese Geschichtsschreibung 
von oben gelingt oder ob sich die 
deutsche Bevölkerung mit ihren ras-
sistischen Taten vor 20 Jahren kon-
frontiert sieht.

Dazu wird es notwendig sein, 
eine antirassistische Erinnerungsar-
beit zu entwickeln, die sich um die 
Sichtbarmachung der Opferperspekti-
ve bemüht und eine kommunale poli-
tische Praxis in den Blick nimmt. 
Eine anstrengende, doch sicher auch 
spannende und vielleicht lohnende 
Arbeit.

Ulli Jentsch

6
Stephan Karkowsky 
im Gespräch mit 
Stefan Skora: »Ich 
bin gegen Extremis-
mus von beiden Sei-
ten«, dradio v. 20. 
September 2011.

»Orange Box« auf 
der grünen Wiese 
in Hoyerswerda 
| (c) apabiz
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Die Berliner Wahlen am 18. Sep-
tember 2011 endeten mit einem 
Desaster für Pro Deutschland und Die 
Freiheit und mit einer deutlichen 
Schwächung der NPD. Am Einzug ins 
Abgeordnetenhaus scheiterten erwar-
tungsgemäß alle drei Parteien - Pro 

Deutschland kam 
b e r l i nwe i t  a u f 
1,2%, Die Freiheit 
auf 1,0% und die 
NPD erlangte 2,1% 
der Stimmen. Dass 
es darüber hinaus 
Pro  De u ts c h l a n d 
und Die Freiheit 
nicht gelang, auch 
nur in eine einzige 
Bezirksverordne-
tenversammlung 
(BVV) einzuziehen, 
rief Ernüchterung 
bis Entsetzen bei 
deren Vertreter_
innen  hervor. Die 
NPD zog mit  je 
zwei Abgeordneten 
e r n e u t  i n  d i e 
BVVen von Lich-
tenberg (3,5%), 
Treptow-Köpenick 
(4,1%) und Mar-
zahn-Hellersdorf 
(4,0%) ein, ver-
passte jedoch in 
allen drei Bezirken 
den Fraktionssta-
tus. In Neukölln 
fehlten lediglich 
44 Stimmen für 
den Wiedereinzug 
in die BVV.

Zwischen ernüchterter 
Selbstkritik...

 Auch das beste Ergebnis für Pro 
Deutschland auf BVV-Ebene von 2,4% 
in Marzahn-Hellersdorf lasse sich 
nach eigenem Bekunden »nicht 
schönreden […] und [steht] zum 
Wahlkampf-Aufwand in e inem 
schlechten Verhältnis«. Im Zuge der 
eigenen Wahlanalyse wolle Pro 
Deutschland daher über mögliche 
»Konsequenzen aus [d]em politisch 

indiskutablen Abschneiden bei der 
Berlin-Wahl« beratschlagen. Noch 
vernichtender fiel die Wahl für Die 
Freiheit aus. 1,3% in Pankow als bes-
tes BVV-Ergebnis spricht für sich. Das 
Ergebnis sei »enttäuschend und 
schmerzhaft« und das »Wahlziel 
deutlich verfehlt« worden, konsta-
tierten René Stadtkewitz und Felix 
Strüning das desaströse Abschneiden 
ihrer Partei.

Auch der Wiedereinzug der NPD 
in nur drei BVVen ohne Fraktionssta-
tus ist im Vergleich zum Wahlergeb-
nis von 2006 ein herber Rückschlag. 
Selbst der Berliner NPD-Vorsitzende 
Uwe Meenen kommentiert in seiner 
Erklärung zum Wahlausgang, dass 
das eigene Abschneiden und vor 
allem der reale »Verlust von knapp 
4000 Stimmen bei steigender allge-
meiner Wahlbeteiligung […] als Nie-
derlage zu verbuchen« sei.

...und zukunftsorientierter 
Nachlassverwaltung

Insbesondere die Durchhalteparo-
len (»Deshalb geben wir nicht auf! 
Vielmehr werden wir die Partei weiter 
aufbauen.«) von Die Freiheit an die 
eigene Klientel wirken hilflos. Frag-
lich ist, ob das trotzig angekündigte 
Weitermachen so unbeschwert mög-
lich sein wird. Denn Unzufriedenheit 
mit der Parteiführung war schon vor 
der Wahl wahrnehmbar. Zudem ist 
zweifelhaft, ob die erfolgreichen 
internationalen Partner_innen wie 
die Schweizerische Volkspartei (SVP) 
und allen voran Geerd Wilders ihre 
bisherige unterstützende Kooperati-
on auch in Zukunft für eine bedeu-
tungslose Kleinstpartei fortsetzen 
werden.

Pro Deutschland kündigt an, eine 
»Zersplitterung des eigenen politi-
schen Spektrums […] beenden« zu 
wollen. Das ist unmissverständlich 
als erneutes Kooperationsangebot an 
Die Freiheit zu verstehen. Zwar ist Pro 
Deutschland mit diesem Wahlergebnis 
keinesfalls in einer starken Position, 
um diesbezüglich einen Führungsan-
spruch zu formulieren. Dass sie dies 

dennoch tun werden, lässt die in kei-
nem Verhältnis stehende, großspuri-
ge Ankündigung vermuten, sich 
schon jetzt für den erneuten »Anlauf 
zum Sprung über die Fünf-Prozent-
Hürde in der Hauptstadt in Position 
[…] bringen« zu wollen.

Die Wahlergebnisse sind zumin-
dest in Teilen dahingehend als ein 
positives Signal zu deuten, dass mit 
antimuslimischem Rassismus in Ber-
lin keine Wahl zu gewinnen ist. Das 
darf allerdings nicht darüber hinweg-
täuschen, dass antimuslimischer Ras-
sismus und Neonazismus nach wie 
vor ein massives gesellschaftliches 
Problem darstellen. Entsprechende 
Umfragen zeigen, dass das theoreti-
sche Wähler_innenpotential weitaus 
größer ist, als es die drei Parteien in 
Berlin abzurufen in der Lage waren. 
Ein auf den verschiedenen Ebenen 
breit aufgestelltes Engagement gegen 
diese Parteien und ihnen ideologisch 
nahestehenden Akteur_innen wird 
auch künftig dringend erforderlich 
sein.

Frank Metzger

Eine detaillierte 
Darstellung der 

Wahl-Ergebnisse 
und einen Ver-
gleich mit den 
Resultaten von 
2006 hat das 

apabiz veröffent-
licht unter  
www.blog. 

schattenbericht.
de/wahlen2011  

Rechtsaußen weit abgeschlagen
Das Abschneiden rechter Parteien bei den Wahlen in Berlin

NPD

Pro Deutschland

Stimmanteile nach Wahlkreisen

Die Freiheit

Das Info-
Paket vom 
apabiz e.v.
Nicht nur für Vereine und Institutionen, 
sondern für alle, die in den Genuss des 
gesamten Service des apabiz e.v. kom-
men möchten, gibt es jetzt unser Info-
Paket in den Größen S, M und L:

• je 3/10 / 20 Exemplare des 
monitor pro Ausgabe

• den ReferentInnen-Katalog
inklusive Updates

• zwei Exemplare aller neuen
Publikationen des apabiz e.v. 
(Broschüren, Handreichungen etc.)

• Sonderkonditionen bei 
Nachbestellungen und Recherche-An-
fragen

gibt es für 70 Euro / 100 Euro /  130 
Euro im Jahr!
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HNG verboten
Berlin • Die Hilfsgemeinschaft für natio-
nale politische Gefangene und deren Ange-
hörige (HNG) ist am 21. September 
vom Bundesinnenministerium per 
Erlass verboten worden. Parallel fan-
den Hausdurchsuchungen in vier west-
deutschen Bundesländern statt. Zur 
Begründung hieß es, die HNG habe 
sich »dem aktiven Kampf gegen die 
freiheitliche demokratische Grundord-
nung« verschrieben. Der Verein hatte 
rund 600 Mitglieder und widmete sich 
seit seiner Gründung 1979 der Unter-
stützung von neonazistischen Strafge-
fangenen. Vorsitzende war zuletzt 
Daniela Wegener. Sie war Nachfolgerin 
der von 1991 bis Juli 2011 amtieren-
den Mainzerin Ursula Müller. Das Ver-
bot kam nicht überraschend, denn 
bereits im September 2010 hatte es 
bundesweit Razzien bei HNG-Aktiven 
gegeben.

1000 Kreuze unter Protest 
durch Berlin getragen
Berlin • Am 17. September 2011 fand 
zum siebten Mal in Berlin der soge-
nannte »Marsch für das Leben« statt. 
Rund 1400 Abtreibungsgegner_innen 
trugen 1000 weiße Holzkreuze schwei-
gend durch das Stadtzentrum. Eingela-
den hatte der Bundesverband Lebensrecht 
(BVL), in dem 20 Gruppierungen orga-
nisiert sind – unter anderem Arbeits-
kreise der Parteien CDU, PBC (Partei 
Bibeltreuer Christen) und AUF (Partei 
Arbeit, Umwelt, Familie). Bei der Auf-
taktkundgebung sprachen neben dem 
BVL-Vorsitzenden Martin Lohmann auch 
Vertreter der Pro-Life-Bewegungen in 
den USA, Frankreich, Belgien und den 
Niederlanden. Grußworte wurden vom 
Berliner Erzbischof Rainer Maria Woelki 
sowie führende Vertreter_innen der 
CDU/CSU verlesen. Rund 400 Men-
schen folgten einem Aufruf queer-fe-
ministischer und antifaschistischer 
Gruppen und protestierten gegen den 
Marsch.

Pogromstimmung in 
Tschechien
Tschechien • Zu einem Protestmara-
thon mobilisierte die Dělnická strana 
sociální spravedlnosti (Arbeiterpartei der 
sozialen Gerechtigkeit, DSSS), eine 
tschechische Neonazi-Partei, am 10. 
September im Norden des Landes. In 
Nový Bor versammelten sich rund 400 
Neonazis und 100 Einwohner_innen 

um gegen die örtliche Roma-Minder-
heit zu protestieren. Eine ähnliche 
Versammlung am gleichen Tag in 
Varnsdorf endete in einer Eskalation: 
Hunderte Menschen versuchten eine 
Polizeiabsperrung zu durchbrechen, 
um ein von Roma-Familien bewohntes 
ehemaliges Hotel zu erreichen. Mit 
insgesamt 600 Beamt_innen war die 
Polizei im Einsatz. Bei Vorkontrollen 
wurden Macheten, Messer, ein Base-
ballschläger und eine Axt beschlag-
nahmt. Als Einpeitscher fungierte in 
beiden Orten der DSSS-Vorsitzende 
Tomáš Vandas.

Tag ohne Heimat
Berlin • Am 27. August nahmen in 
Berlin rund 500 Personen am jährli-
chen »Tag der Heimat« des Bund der 
Vertriebenen (BdV) teil. Die Veranstal-
tung unter dem Motto „Wahrheit und 
Dialog – Schlüssel zur Verständigung“ 
im »Internationalen Congress Cen-
trum« (ICC) war Auftakt für zahlrei-
chen regionale »Tage der Heimat« des 
BdV. Dem ehemaligen hessischen Mini-
sterpräsidenten Roland Koch (CDU) 
wurde die »Ehrenplakette« des BdV 
verliehen. Die Laudatio hielt BdV-Vize-

präsident Christian Knauer. Koch selbst 
hob die Rolle der »Charta der Heimat-
vertriebenen« beim Verzicht auf Rache 
und Vergeltung hervor. Weiterhin rede-
te Helge Klassohn, Beauftragter des 
Rates der Evangelischen Kirche für 
Fragen der Spätaussiedler und Heimat-
vertriebenen. BdV-Präsidentin Erika 
Steinbach (CDU) forderte, dass bei 
Staatsbesuchen künftig auch Vertreter 
der Vertriebenen teilnehmen sollten. 
Stanislaw Tillich, Ministerpräsident 
Sachsens, präsentierte sich in seiner 
Rede als Unterstützer des BdV. Bereits 
im Vorfeld der Veranstaltung wurden 
an einem Vertriebenendenkmal am 
Theodor-Heuss-Platz Kränze niederge-
legt. Dort hielt Berlins Innensenator 
Ehrhart Körting (SPD) eine Rede.

Kurzmeldungen

Das »Forschungsnetzwerk Frauen und Rechtsext-
remismus« bietet drei neue Vorträge zum The-
menfeld Frauen und Gender in der extremen Rech-
ten an. Alle Veranstaltungen können über das 
apabiz gebucht werden:
• »How Gender matters – Geschlechterverhält-
nisse in der extremen Rechten«
Die Veranstaltung wirft einen Blick auf das unter-
schiedliche Engagement rechtsextremer Frauen 
und Männer. Insbesondere die Rolle von Gender 
für das Konstrukt der völkisch-rassistischen 
Gemeinschaft wird sichtbar gemacht und nach 
Schnittmengen mit gesellschaftlichen Debatten 
gefragt.
• »Rechtsextreme Orientierungen bei Mädchen 
und jungen Frauen – Geschlechtsspezifische 
Aspekte und mögliche pädagogische Hand-
lungsstrategien«
Dieser Vortrag zeigt Möglichkeiten und Grenzen 
von (sozial-) pädagogischen Handlungsstrategien 
zum genderreflektierenden Umgang mit rechtsex-
trem orientierten Jugendlichen auf – sowohl im 
schulischen als auch im außerschulischen 
Bereich.

• »Aussteigerinnen aus der extremen Rechten: 
Verläufe der Zuwendung und Distanzierung im 
lebensgeschichtlichen Kontext«
Warum entscheiden sich Frauen dafür, in der ext-
remen Rechten aktiv zu werden und welche Erleb-
nisse können zu einem »Ausstieg« motivieren? 
Spielt Geschlecht dabei eine Rolle? Es werden 
bestehende Forschungsansätze kritisch hinter-
fragt und anhand biographischer Fallbeispiele 
Verläufe der Zuwendung und Distanzierung aufge-
zeigt.

Weiterhin verfügbar sind die bewährten Vorträge 
des Netzwerks zu folgenden Themen: 
• »Mädchen und Frauen in der extremen Rechten 

- Überblick über Erscheinungs- und Organisie-
rungsformen sowie vertretene Rollen- und Ge-
schlechterbilder«, 

• »Familien- und lebensgeschichtliche Dimensio-
nen. Erklärungskonzepte und Forschungsansät-
ze«

• »Differenz und Gleichheit. Geschlechterideolo-
gien rechter Frauen und ihre Anknüpfungs-
punkte zu feministischen Diskursen«

Bildung en detail

Das »Forschungsnetzwerk Frauen & Rechtsextremismus« 
im apabiz-Referent_innenkatalog

»Tag der offenen Tür« im apabiz
Am 18. November veranstalten wir ab 14 Uhr einen 

»Tag der offenen Tür«. Ihr seid alle herzlichst eingeladen 
einen Blick in unsere Räume, Bücher und Ordner zu werfen. 
Für kleine Häppchen und etwas zum Anstoßen wird gesorgt 
sein, schließlich feiern wir in diesem Jahr unseren 20sten 
Geburtstag. Des weiteren wollen wir euch eine Soliparty zu 
unseren Gunsten ans Herz legen, diese findet am 28. Okto-
ber im Festsaal Kreuzberg statt. 
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• Palandt, Ralf (Hrsg.): Rechtsextremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus in Comics. Archiv der 
Jugendkulturen, Berlin 2011.
Im März 2010 führte Ralf Palandt eine Tagung 
mit dem Titel »Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus in Comics« mit Vertreter_
innen aus Forschung und Praxis durch. Der vor-
liegende Band dokumentiert nicht nur die 
Tagung, sondern wurde auch um ergänzende Bei-
träge erweitert. Den Schwerpunkt hierbei bilden 
Beiträge zur Darstellung von Holocaust und 
Nationalsozialismus in bzw. durch Comics sowie 
deren pädagogischer Einsatz in Schulunterricht 
und Bildungsarbeit. Historische und aktuelle 
Comics von rechts werden ebenso den Leser_
innen vorgestellt wie kommerzielle Comics, die 
auf stereotype Darstellungen untersucht werden, 
z.B. die Reihe »Asterix«. Das Kapitel »Comics 
gegen Rechts« beschränkt sich vor allem auf die 
»Andi«-Reihe des Verfassungsschutzes NRW, vor-
gestellt von den künstlerisch und inhaltlich Ver-
antwortlichen. In der Auswahl der Autor_innen 
aus Wissenschaft und Praxis wurde sichtbar auf 
eine internationale Ausrichtung Wert gelegt. Pra-
xisnah und hilfreich wäre eine Gesamtübersicht 
über Comics zu den im Titel genannten Themen 
gewesen. Für den Band wurde auch intensiv in 
den Beständen des apabiz recherchiert, was im 
Buch leider keine Erwähnung fand.

• Opferberatung der RAA Sachsen e.V.: Tödliche 
Realitäten. Der Rassistische Mord an Marwa El-
Sherbini. RAA Sachsen e.V., Hoyerswerda 2011.
Am 1. Juli 2009 wurde die Muslima Marwa El-
Sherbini nach einem Prozess, u.a. wegen Beleidi-
gung, von dem angeklagten Russlanddeutschen 
im Dresdener Landgericht erstochen. In den ein-
zelnen Beiträgen der Autor_innen wird nicht nur 
die Tat beschrieben, sondern vor allem die Situa-
tion in Dresden bzw. Sachsen beleuchtet. Antiis-
lamismus als Hintergrund der Tat wird ausführ-
lich analysiert und im weiteren Verlauf auch 
Islamkritik sowie antimuslimischer Rassismus 
diskutiert. Der Umgang mit dem Mord durch die 
Presse und die Stadt Dresden werden ebenso the-
matisiert wie die verschiedensten lokalen bzw. 
regionalen Projekte und Initiativen, die in die-
sem Themenfeld arbeiten. Das apabiz ist mit dem 
Beitrag »Antimuslimischer Rassismus – Das 
Schlachtfeld der Neuen Rechten« von Ulli Jentsch 
in dem Band vertreten. 

• Fülberth, Johannes: »...wird mit Brachialgewalt 
durchgefochten« Bewaffnete Konflikte mit Todes-
folge vor Gericht. Berlin 1929 bis 1932/1933. 
PapyRossa, Köln 2011.
Anhand von 18 Tötungsdelikten in den Jahren 
1929 bis 1932/33 beschreibt Johannes Fülberth 
die Auseinandersetzungen zwischen Kommuni-
sten, Sozialdemokraten und der SA. Trotz der 
schlechten Quellenlage schafft es Fülberth die 
Brutalisierung und Radikalisierung der SA zu ver-
deutlichen und die Motivationslage der einzelnen 
Protagonisten zu beschreiben. Die Fallbeschrei-
bungen geben auch einen Einblick in die Akti-
onsformen der damaligen Nazigegner und zeigen 
Veränderungen der Verurteilungspraxis der Berli-
ner Gerichte auf. Schon damals wurden SA-Täter 
zu Opfern stilisiert und ihre Taten als Notwehr 
gehandhabt. 
Das Buch bietet eine spannende Perspektive in 
das Kreuzberger Kiezmilieu, insbesondere in die 
lokale Arbeiterschaft der frühen dreißiger Jahre, 
daher gehört es nicht nur in jedes Kreuzberger 
Bücherregal.

• Klemp, Stefan: KZ-Arzt Aribert Heim. Die 
Geschichte einer Fahndung. Prospero, Münster 
2010.
Aribert Heim war als Lagerarzt im KZ Mauthausen 
tätig und wird beschuldigt dort grausame Morde 
begangen zu haben. Nach dem Kriegsende wurde 
der SS-Angehörige mit einem internationalen 
Haftbefehl gesucht.
Der Autor, der als Historiker u.a. für das Simon 
Wiesenthal Center tätig ist, beschreibt ausführ-
lich seine langjährigen Recherchen zu Heim. 
Dabei konstruiert er nicht nur dessen Biographie, 
sondern auch die zahlreichen Spuren von Heim 
im Nachkriegsdeutschland, die bis nach Südame-
rika führen. Im Mittelpunkt des Buches stehen 
auch die behördlichen Fahndungen nach Heim 
sowie die Presseberichterstattung als »Dr. Tod« 
oder »Der Schlächter von Mauthausen« über ihn. 
Trotz einer Vielzahl von Hinweise konnten viele 
Fragen zu Heim nicht geklärt werden, wie zum 
Beispiel der Todeszeitpunkt.
Der Fall Heim ist nicht nur ein Beispiel für das 
»Nachleben« von NS-Verbrechern, auch wird 
anhand des Buches die Unfähigkeit und der 
Unwillen der Behörden deutlich, trotz aller punk-
tueller Kooperationen, diesem Fall wirkungsvoll 
nachzugehen.
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